
Satzung der Stadt Nordhorn für die Kommunalfriedhöfe 
Auf Grund der §§ 10 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10.06.2021 (Nds. GVBl. S. 368) 
und der §§ 1, 2 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 
(Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309), hat der Rat 
der Stadt Nordhorn in seiner Sitzung am 09.09.2021 eine Änderung der Satzung der Stadt Nordhorn für die Kommu-
nalfriedhöfe vom 23.11.2017 (in der Fassung der Änderung vom 24.03.2000) beschlossen. Die Änderungen betreffen 

§ 19 Abs. 4 Nr. 2.4 der Satzung und sind ab 01.10.2021 wirksam. Die Satzung hat daher ab 01.10.2021 folgenden 
Wortlaut:  
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I. Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 Geltungsbereich 
 
(1) Diese Friedhofssatzung gilt für die städt. Friedhöfe, 
und zwar für den Südfriedhof, Denekamper Straße, 
Nordfriedhof, Deegfelder Weg, Friedhof Klausheide, 
Flugplatzstraße. 
(2) Die Friedhöfe sind eine öffentliche Einrichtung der 
Stadt Nordhorn. 
 
§ 2 Verwaltung 
Ihre Verwaltung obliegt dem Bürgermeister (Fried-
hofsverwaltung). 
 
§ 3 Friedhofszweck 
(1) Die Friedhöfe dienen der Bestattung aller Perso-
nen, die bei ihrem Ableben Einwohner der Stadt Nord-
horn waren oder ein Recht auf Beisetzung in einer 
bestimmten Grabstätte besaßen. Die Bestattung ande-
rer Personen kann von der Friedhofsverwaltung zuge-
lassen werden. 
(2) Die Friedhöfe sollen aufgrund ihres Grünanteils 
wichtige Umwelt- und Naturschutzfunktionen im Inte-
resse der Allgemeinheit wahrnehmen. 
 
§ 4 Schließung und Entwidmung 
(1) Jeder Friedhof kann aus wichtigem öffentlichem 
Grund ganz oder teilweise für weitere Bestattungen 
gesperrt (Schließung) oder einer anderen Verwendung 
zugeführt werden (Entwidmung). Dasselbe gilt ent-
sprechend für einzelne Grabstätten. 
(2) Durch die Schließung wird nur die Möglichkeit 
weiterer Beisetzungen ausgeschlossen; durch die 
Entwidmung geht außerdem die Eigenschaft als Ru-
hestätte der Toten verloren. 
(3) Die Entwidmung darf nur aus einem zwingenden 
öffentlichen Interesse vorgenommen werden. 
(4) Jede Schließung oder Entwidmung ist öffentlich 
bekanntzumachen. Ersatzweise kann darauf verzichtet 
werden, soweit nur einzelne Gräber betroffen sind und 
die Nutzungsberechtigten schriftlich informiert werden. 
(5) Im Falle der Entwidmung sind die Beigesetzten für 
die restliche Nutzungszeit/Ruhezeit auf Kosten der 
Stadt in gleichartige Grabstätten umzubetten. Die 
Ersatzgrabstätten werden Gegenstand des bestehen-
den Nutzungsrechts. 
(6) Bei Schließung von Wahlgrabstätten sind den 
Nutzungsberechtigten andere Grabstätten gleicher 
Kategorie mit der Maßgabe zur Verfügung zu stellen, 



dass verbleibende Nutzungszeiten an der alten Grab-
stätte, die nicht durch Ruhezeiten belegt sind, bei der 
Bemessung der Nutzungsgebühr für die neue Grab-
stätte angerechnet werden. 
(7) In den Fällen der Abs. 5 und 6 sind die Ersatzgrab-
stätten von der Stadt kostenfrei wieder herzurichten. 
 

II Ordnungsvorschriften 
 
§ 5 Öffnungszeiten  
(1) Die Friedhöfe sind während der an den Eingängen 
bekannt gegebenen Zeiten für den Besuch geöffnet. 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann das Betreten aller 
oder einzelner Friedhofsteile aus besonderem Anlass 
vorübergehend untersagen. 
 
§ 6 Verhalten auf den Friedhöfen 
(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des 
Ortes entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen 
des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 
(2) Kinder unter 10 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in 
Begleitung und unter der Verantwortung Erwachsener 
betreten. 
(3) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestat-
tet, 
1. die Wege mit Fahrzeugen aller Art   ausgenommen 

sind Kinderwagen und Rollstühle   zu befahren, 
2. der Verkauf von Waren aller Art, insbesondere 

Kränze und Blumen, sowie das Anbieten von 
Dienstleistungen, 

3. an Sonn  und Feiertagen und in der Nähe einer 
Bestattung Arbeiten auszuführen, 

4. Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, außer zu 
privaten Zwecken zu erstellen, 

5. Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Druck-
sachen, die im Rahmen der Bestattungsfeier not-
wendig und üblich sind, 

6. Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimm-
ten Stellen abzulagern, 

7. den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen 
zu verunreinigen oder zu beschädigen, Einfriedun-
gen und Hecken zu übersteigen und Rasenflächen 
(soweit sie nicht als Wege dienen), Grabstätten 
und Grabeinfassungen zu betreten,  

8. zu lärmen und zu spielen, zu essen und zu trinken 
sowie zu lagern, 

9. Tiere mitzubringen, ausgenommen sind Blinden-
führhunde. 

Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, 
soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und der Ord-
nung vereinbar sind. 
(4) Gedenkfeiern und andere Veranstaltungen - darun-
ter fallen nicht die üblichen Trauergottesdienste bei 
Beerdigungen - bedürfen der Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung. Sie sind spätestens 1 Woche vorher 
anzumelden. 
 
§ 7 Dienstleistungserbringer 

(1) Dienstleistungserbringer sind Gewerbetreibende, 
die für die Friedhofsverwaltung oder die Nutzungsbe-
rechtigten tätig sind. Die Dienstleistungserbringer 
haben vor der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf dem 
Friedhof diese der Friedhofsverwaltung anzuzeigen. 
Die Friedhofsverwaltung bestätigt den Dienstleis-
tungserbringern den Eingang der Anzeige schriftlich. 
Die schriftliche Bestätigung ist dem Friedhofspersonal 
bei der Betätigung auf dem Friedhof auf Verlangen 
vorzuzeigen. 
(2) Dienstleistungserbringer mit Niederlassung in 
einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union 
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum, die im Inland 
nur vorübergehend tätig sind, können das Verwal-
tungsverfahren auch über den einheitlichen Ansprech-
partner nach dem Gesetz über den einheitlichen An-
sprechpartner und den §§ 71 a bis 71 e des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VwVfG) abwickeln. 
(3) Dienstleistungserbringer und ihre Bediensteten, die 
auf den kommunalen Friedhöfen tätig werden, haben 
die Friedhofssatzung zu beachten. Die Dienstleis-
tungserbringer sowie ihre Bediensteten haften für alle 
Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusam-
menhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen und 
mit den von ihnen errichteten Grabmalen und sonstige 
Anlagen schuldhaft verursachen. Eine entsprechende 
Berufshaftpflichtversicherung ist nachzuweisen. 
(4) Unbeschadet des § 6 Abs. 3 Nr. 3 dürfen gewerbli-
che Arbeiten auf den Friedhöfen nur während der von 
der Stadt festgesetzten Zeiten durchgeführt werden. In 
den Fällen des § 5 Abs. 2 sind gewerbliche Arbeiten 
ganz untersagt. Für das Befahren des Friedhofes ist 
eine Einfahrterlaubnis bei der Friedhofsverwaltung 
einzuholen. 
(5) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und 
Materialien dürfen auf den Friedhöfen nur vorüberge-
hend und nur an Stellen gelagert werden, an denen 
sie nicht behindern. Bei Beendigung oder bei Unter-
brechung der Tagesarbeit sind die Arbeits- und Lager-
plätze wieder in den früheren Zustand zu bringen. Die 
Dienstleistungserbringer dürfen auf den Friedhöfen 
keinerlei Abfall, Abraum-, Rest- und Verpackungsma-
terial ablagern. Gewerbliche Geräte dürfen nicht in 
oder an den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe 
gesäubert werden. 
(6) Dienstleistungserbringer, die trotz schriftlicher 
Mahnung gegen die Vorschriften der Abs. 3, 4 und 5 
verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen der 
Abs. 1 oder 2 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben 
sind, kann die Stadt ein weiteres Tätigwerden auf den 
Friedhöfen untersagen. Bei einem schwerwiegenden 
Verstoß ist eine Mahnung entbehrlich.  
 

III Bestattungsvorschriften 
 
§ 8 Allgemeines 



(1) Auf den städt. Friedhöfen sind sowohl die Erdbe-
stattung von Leichen als auch die Beisetzung der 
Aschen Verstorbener in Urnen zulässig.  
(2) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Beurkun-
dung des Sterbefalles bei der Friedhofsverwaltung 
anzumelden. Der Anmeldung sind die erforderlichen 
Unterlagen beizufügen. Wird eine Beisetzung in einer 
vorher erworbenen Wahlgrabstätte/Urnengrabstätte 
beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen. 
Soll eine Aschenbeisetzung erfolgen, so ist eine Be-
scheinigung über die Einäscherung vorzulegen. 
(3) Die Friedhofsverwaltung setzt im Benehmen mit 
den für die Bestattung sorgepflichtigen Personen Ort, 
Tag und Stunde der Bestattung fest. Erdbestattungen 
sollen spätestens 8 Tage nach Eintritt des Todes 
erfolgen, Aschen müssen spätestens 1 Monat nach 
der Einäscherung bestattet werden, andernfalls wer-
den sie auf Kosten des Bestattungspflichtigen von 
Amts wegen in einer Grabstätte beigesetzt. 
(4) Beisetzungen können an Sonn  und Feiertagen 
nicht stattfinden. Ausnahmen kann die Friedhofsver-
waltung zulassen. 
(5) Für Beisetzungen an Samstagen wird eine zusätz-
liche Gebühr erhoben. 
 
§ 9 Beschaffenheit von Särgen, Urnen 
(1) Särge, Sargausstattung, Bekleidung des Verstor-
benen, Urnen oder Überurnen müssen so beschaffen 
sein, dass sie den gesetzlichen Anforderungen genü-
gen, insbesondere dürfen sie nicht die Beschaffenheit 
des Bodens oder des Grundwassers nachteilig verän-
dern und müssen die Verwesung des Verstorbenen 
und das Vergehen der Aschen innerhalb der Ruhefrist 
ermöglichen.  
(2) Die Särge sollen höchstens 205 cm lang, 65 bis 70 
cm hoch und im Mittelmaß 65 bis 70 cm breit sein. 
Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist 
die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der An-
meldung der Bestattung einzuholen. 
(3) Die Nutzung übergroßer Überurnen ist der Fried-
hofsverwaltung vor der Beisetzung anzuzeigen. 
 
§ 10 Ausheben der Gräber 
(1) Die Gräber werden von der Friedhofsverwaltung 
ausgehoben und wieder verfüllt. 
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der 
Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Oberkante des 
Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der 
Urne mindestens 0,50 m. 
(3) Die Gräber für die Erdbeisetzungen müssen vonei-
nander durch mindestens 0,30 m starke Erdwände 
getrennt sein. 
(4) Die Entfernung der Grabmale bei vorhandenen 
Gräbern ist rechtzeitig, aber mindestens 3 Arbeitstage 
vor einer Beisetzung durch den Nutzungsberechtigten 
der Grabstelle vornehmen zu lassen. Ein Ersatz für die 
beim Ausheben der Gräber durch die Friedhofsverwal-
tung entfernte Bepflanzung und Grabaufbauten erfolgt 
nicht. 

 
§ 11 Ruhezeit 
Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 20 Jah-
re.  
 
§ 12 Umbettungen 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört 
werden. 
(2) Umbettungen von Leichen und Aschen (Urnen) 
bedürfen - unbeschadet der sonstigen gesetzlichen 
Vorschriften - der vorherigen Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung. Die Zustimmung kann nur bei Vorlie-
gen eines wichtigen Grundes erteilt werden. Umbet-
tungen aus einer Reihengrabstätte in eine andere 
Reihengrabstätte sind nicht zulässig.  
(3) Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsbe-
rechtigt ist der Nutzungsberechtigte, dieser trägt die 
Kosten der Umbettung. 
(4) Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung 
durchgeführt. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Umbet-
tung. 
(5) Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Umbet-
tung nicht unterbrochen oder gehemmt. 
(6) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu 
Umbettungszwecken nur aufgrund einer behördlichen 
oder richterlichen Anordnung ausgegraben werden. 
(7) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Lei-
chen  oder Aschenreste sind von der Friedhofsverwal-
tung an geeigneter Stelle des Friedhofs in würdiger 
Weise der Erde zu übergeben.  
(8) Werden Grabstellen durch Ausgrabungen frei, so 
erlöschen die Nutzungsrechte. Das Verfügungsrecht 
über die frei gewordene Grabstätte fällt ohne Entschä-
digung an die Friedhofsverwaltung zurück. 
 

IV Grabstätten 
 
§ 13 Allgemeines 
(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum der Stadt Nord-
horn. An ihnen können Rechte nur nach dieser Sat-
zung erworben werden. 
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in: 
1. Reihengrabstätten, 

a. für Erdbestattungen 
b. Rasenreihengräber für Erdbestattungen 
c. Kindergrabstätten 

2.  Wahlgrabstätten, 
a. für Erdbestattungen 
b. für Urnenbestattungen 
c. Rasenwahlgräber für Erdbestattungen 
d. Rasenwahlgräber für Urnenbestattungen 

(3) Es werden auf den städt. Friedhöfen zusätzlich  
      "Sondergrabformen" angeboten wie folgt: 
1. anonyme Reihengräber für Erdbestattungen, 
2. anonyme Reihengräber für Urnenbestat-

tungen 
3.  Baumgrabstätten für Urnenwahlgräber 
4.  einheitlich gestaltete Gräber für Erdbestat-

tungen 



5.  einheitlich gestaltete Gräber für Urnenbestat-
tungen 

(4) Auf dem Südfriedhof werden zusätzlich "Sonder- 
      grabformen" angeboten wie folgt: 
1. Kolumbarienwände für Urnenwahlgräber 
2. Grabflächen für Fetusse 
3. einstellige Wahlgrabstätten für Muslime 
(5) Auf dem Friedhof Klausheide wird zusätzlich eine 
  "Sondergrabform" angeboten wie folgt: 

bei den Grabformen Rasenreihengrab und Ra-
senwahlgrab des § 13 Abs. 2 Nr. 1, b. und Nr. 
2, c und d kann auf dem Friedhof Klausheide 
ein Zusatzgrabstein angebracht werden. 

(6) Das Nutzungsrecht an einer Grabstelle wird von 
der Friedhofsverwaltung auf Antrag verliehen. Es 
beinhaltet das Recht, Verstorbene in der Grabstätte 
bestatten zu lassen. Nutzungsberechtigte Person kann 
immer nur eine natürliche Person sein. Der Erwerb 
eines Nutzungsrechtes für gewerbliche Zwecke ist 
nicht erlaubt. Es besteht kein Anspruch auf Verleihung 
des Nutzungsrechtes an ganz bestimmten Grabstätten 
oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. Das Nut-
zungsrecht entsteht nach Zahlung der fälligen Gebühr 
und Aushändigung der Graburkunde. 
(7) Eine Bestattung darf nur stattfinden, wenn ein 
Nutzungsrecht mindestens für die Dauer der Ruhezeit 
besteht oder erworben wird. 
(8) Der Ablauf des Nutzungsrechts und das Abräumen 
von Grabstätten werden bei Einzelgräbern durch einen 
6-monatigen Hinweis auf der Grabstätte bekannt ge-
macht. Bei einem kompletten Grabfeld erfolgt die 
Bekanntmachung in den Grafschafter Nachrichten. 
(9) Der Erwerber eines Nutzungsrechtes soll der 
Friedhofsverwaltung binnen 1 Monats nach Ausstel-
lung der Urkunde schriftlich mitteilen, wer nach seinem 
Ableben das Nutzungsrecht erhält. Beizufügen ist eine 
Zweitschrift des Vertrages, der diesen Rechtsüber-
gang im Zeitpunkt des Todes des Übertragenden 
regelt. Wird bis zu seinem Ableben keine derartige 
Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in nach-
stehender Reihenfolge auf die Angehörigen des ver-
storbenen Nutzungsberechtigten mit deren Zustim-
mung über: 
1. auf den überlebenden Ehegatten sowie ein-

getragenen Lebenspartner, und zwar auch 
dann, wenn Kinder aus einer früheren Ehe 
vorhanden sind, 

2. auf die ehelichen und nichtehelichen Kinder, 
3. auf die Adoptiv  und Stiefkinder, 
4. auf die Enkel in der Reihenfolge der Berech-

tigung ihrer Väter oder Mütter, 
5. auf die Eltern, 
6. auf die vollbürtigen Geschwister, 
7. auf die Stiefgeschwister, 
8. auf die nicht unter 1. bis 7. fallenden Erben. 
(10) Auf das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstät-
ten kann jederzeit, an teilbelegten Grabstätten erst 
nach Ablauf der letzten Ruhezeit verzichtet werden. 
Ein Verzicht ist nur für die gesamte Grabstätte mög-

lich. Ein Anspruch auf Erstattung der anteiligen Nut-
zungsgebühr ist ausgeschlossen. 
(11) Rasengrabstätten sind mit einem liegenden 
Grabmal zu kennzeichnen, darüber hinaus besteht 
jedoch kein Gestaltungs- und Pflegerecht; § 16 Abs. 1 
Nr. 1 bleibt unberührt. Abstellen kleineren Grab-
schmuckes ist nur zulässig in der Zeit vom 30. Okto-
ber bis 1. April eines jeden Jahres, siehe § 24 Abs. 5. 
 
§ 14 Reihengrabstätten 
(1) Reihengrabstätten sind Einzelgrabstätten für Erd-
bestattungen oder Urnenbeisetzungen, die der Reihe 
nach belegt und aus Anlass eines Sterbefalles für die 
Dauer der Ruhezeit von 20 Jahren zugeteilt werden. 
Das Nutzungsrecht wird nicht verlängert. 
Es werden eingerichtet: 
1. Reihengrabfelder für Verstorbene bis zum 

vollendeten 5. Lebensjahr, 
2. Reihengrabfelder für Verstorbene vom 
 vollendeten 5. Lebensjahr ab. 
Die Maße betragen: 
zu 1.) Länge 1,20 m, Breite 1,00 m, 
zu 2.) Länge 1,75 m, Breite 1,20 m  
(2) In einer Reihengrabstätte wird jeweils ein Verstor-
bener oder die Asche einer verstorbenen Person 
unterirdisch bestattet.  
(3) Erd- und Urnenreiheneinzelgrabstätten sind von 
der nutzungsberechtigten Person unter Beachtung der 
Gestaltungsvorschriften der Stadt zu gestalten, zu 
pflegen und instand zu halten. Bei den Rasengräbern 
obliegen diese Verpflichtungen ausschließlich der 
Friedhofsverwaltung.  
 
§ 15 Wahlgrabstätten 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestat-
tungen oder Urnenbeisetzungen. Die Lage wird ein-
vernehmlich mit dem Erwerber von der Friedhofsver-
waltung bestimmt. 
Grabstellen von Erdwahlgrabstätten sind 2,0 m lang 
und 1,20 m breit. Urnenwahlgrabstätten sind 1,0 m 
lang und 1,0 m breit. 
(2) Die Nutzungszeit beträgt 20 Jahre. 
(3) Nachträglich kann die Friedhofsverwaltung auf 
Antrag die 20-jährige Nutzungszeit für die gesamte 
Grabstätte verlängern. Verlängerungen sind rechtzei-
tig vor Ablauf der jeweiligen Nutzungszeit zu beantra-
gen, für die Verlängerung ist die festgesetzte Gebühr 
zu entrichten. Soweit Wahlgrabstätten in ausreichen-
der Anzahl vorhanden sind, bedarf die Vergabe des 
Nutzungsrechts keines Todesfalls. 
(4) In jeder Stelle einer Wahlgrabstätte darf nur 1 
Leiche bestattet werden. Ausnahmsweise können 
jedoch entweder die Leiche eines Erwachsenen und 
die eines Kindes unter 1 Jahr oder die Leichen von 2 
gleichzeitig verstorbenen Geschwistern unter 5 Jahren 
bestattet werden. Gleiches gilt für Totgeburten. In 
einer Urnenwahlgrabstätte dürfen je Stelle 4 Urnen 
beigesetzt werden. In unbelegten Erdwahlgrabstätten 
dürfen je Stelle bis zu 2 Urnen beigesetzt werden. 



Unter Verlängerung des Nutzungsrechts darf 1 Urne 
auch in belegten Erdwahlgrabstätten zubelegt werden.  
(5) Wahlgrabstätten sind von der nutzungsberechtig-
ten Person unter Beachtung der Gestaltungsvorschrif-
ten der Grabanlage zu gestalten, zu pflegen und in-
stand zu halten. Bei den einheitlich gestalteten Grä-
bern sowie den Rasengräbern obliegen diese Ver-
pflichtungen ausschließlich der Friedhofsverwaltung.  
 
§ 16 Sondergrabformen  
(1) Als Sondergrabstätten gelten: 
1. Anonyme Reihengräber für Erd  und Urnen-

bestattungen. Sie sind in einer ausschließlich 
von der Friedhofsverwaltung zu pflegenden 
Rasenfläche angeordnet und lassen keine 
besondere Gestaltung und keine Hinweise 
auf die Person des Verstorbenen zu. Sie ha-
ben folgende Maße: bei Erdbestattung: Län-
ge 2,00 m, Breite 1,20 m, bei Urnenbestat-
tung: Länge 0,75 m, Breite 0,75 m. 

2. Einstellige Wahlgrabstätten für die Erdbei-
setzungen von Muslimen. Das Grabfeld wird 
so ausgerichtet, dass das Kopfende des 
Grabes in Richtung Mekka zeigt. Es gelten 
folgende Abmessungen: Länge 2,00 m, Brei-
te 1,20 m. Die Grabstätten werden der Reihe 
nach belegt. 

3.  Kolumbarienwände für Urnenwahlgräber 
Die Urnenwände enthalten Urnenkammern in 
folgenden Größen:  
Zweierkammer: 0,225 m Länge, 0,262 m 
Breite je Grabstelle, (2er Grabstätte 0,450 m 
Länge, 0,262 m Breite) 
Viererkammer: 0,225 m Länge, 0,262 m Brei-
te je Grabstelle, (4er Grabstätte 0,450 m 
Länge, 0,524 m Breite). 
In einer Zweierkammer können 2 Urnen, in 
einer Viererkammer 4 Urnen beigesetzt wer-
den. Die Nutzungszeit an einer Urnenkam-
mer beträgt 20 Jahre. Nach dem Ablauf des 
Nutzungsrechts werden die Aschen an einer 
hierfür bestimmten Stelle des Friedhofs un-
terirdisch beigesetzt. 

4. Einheitlich gestaltete Wahlgräber für Erd- 
und Urnenbestattung 
Es gelten folgende Abmessungen: 
Sargbestattung: Länge 2,40 m, Breite 1,20 m. 

Urnenbestattung: Länge 1,00 m, Breite 1,00 m. 

Die Bepflanzung und Pflege des Grabes ob-
liegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung 
(pflegefrei für den Nutzungsberechtigten). Als 
persönliche Grabausstattung ist eine Steck-
vase sowie eine Grableuchte mit Sockel (L x 
B des Sockels: 20 x 20 cm) gestattet. 
Die Grabstellen werden als ein- oder zwei-
stelliges, verlängerbares Wahlgrab vergeben, 
die jedoch der Reihe nach belegt werden. 
Die Lage kann somit nicht frei gewählt wer-
den. In jeder Stelle darf sowohl bei Sarg- als 

auch bei Urnenbestattung nur eine Leiche 
bzw. Asche bestattet werden. Es gelten be-
sondere Gestaltungsvorschriften. 

5.   Baumgrabstätten für Urnenwahlgräber  
Baumgräber werden durch die Friedhofsver-
waltung naturbelassen im Stammumfeld der 
auf dem Baumgrabfeld vorhandenen Bäume 
eingerichtet und unterhalten. Die Nutzungs-
zeit beträgt 20 Jahre. Auf dieser Grabanlage 
werden maximal 8 Grabstätten je Baum ein-
gerichtet. Eine einmalige Zubelegung je 
Grabstätte innerhalb der Nutzungszeit ist auf 
Antrag möglich. Dabei wird eine zusätzliche 
Grabstätte erworben. Die ursprüngliche 
Grabstätte ist zeitgleich bis zum Ablauf der 
neuen Grabstätte zu verlängern. Dieses Be-
legungsfeld darf nicht mit Grabschmuck ver-
sehen werden. Es gelten folgende Abmes-
sungen pro Grabstätte: Länge 0,75 m, Breite 
0,75 m. 

6.  Rasengräber mit Zusatzgrabstein –Klausheide- 
Auf dem Friedhof Klausheide sind die Ra-
sengrabstätten einreihig angelegt. Am Kopf-
ende zur jeweiligen Grünanlage kann auf An-
trag ein zusätzlicher Grabstein angelegt wer-
den. Auf diesem Zusatzgrabstein darf ein 
Grablicht ganzjährig aufgestellt werden. Für 
die Ablage von Grabschmuck (Gestecke, 
Vasen, etc.) gilt die allgemeine Regelung bei 
Rasengräbern (Ablage nur in der vegetati-
onsfreien Zeit vom 01.11. bis zum 31.03.).  

(2) In Rasengräbern können auch Kindesleichen bei-
gesetzt werden. 
(3) Die Regelungen dieser Satzung für Wahl  und 
Reihengräber gelten sinngemäß auch für Sondergrab-
stätten, soweit nicht ausdrücklich Gegenteiliges gere-
gelt ist oder die Friedhofsverwaltung besondere Rege-
lungen trifft. 
(4) Für die ausschließlich der Friedhofsverwaltung 
obliegende Pflege anonymer sowie einheitlich gestal-
teter Grabstätten und für die Unterhaltung der Rasen-
gräber gelten die im Gebührentarif für Kommunalfried-
höfe der Stadt Nordhorn festgelegten Entgelte. 
 

V Gestaltung der Grabstätten 
 
§ 17 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze 
(1) Jede Grabstätte ist - unbeschadet der besonderen 
Anforderungen des § 19 für Abteilungen mit besonde-
ren Gestaltungsvorschriften - im Rahmen dieser Sat-
zung 3 Monate nach der Beisetzung so zu gestalten 
und so an die Umgebung anzupassen, dass die Wür-
de des Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und 
seiner Gesamtanlage gewahrt wird. 
(2) In den Belegungsplänen können für die Bepflan-
zung der Grabstätten kleinere Flächen als die Grab-
stättengröße vorgeschrieben und nähere Regelungen 
über die Art der Bepflanzung und die Gestaltung der 
Grabstätten getroffen werden. Nicht zugelassen sind 



insbesondere Bäume und großwüchsige Sträucher, 
Grabgebinde aus künstlichem Werkstoff und das 
Aufstellen von Bänken. 
(3) Grabplatten, welche die gesamte Grabstätte über-
decken, sind nur auf Urnenwahlgrabstätten zulässig.  
 
§ 18 Wahlmöglichkeit 
(1) Auf den Friedhöfen werden Abteilungen mit und 
auf dem Südfriedhof eine Abteilung ohne besondere 
Gestaltungsvorschriften eingerichtet. 
(2) Es besteht die Möglichkeit, eine Grabstätte in einer 
Abteilung mit oder in einer Abteilung ohne besondere 
Gestaltungsvorschriften zu wählen. Wird von dieser 
Wahlmöglichkeit bei Anmeldung der Bestattung kein 
Gebrauch gemacht, entscheidet die Friedhofsverwal-
tung. 
 

VI Grabmale 
 
§ 19 Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvor-
schriften 
(1) Die Grabmale müssen in ihrer Gestaltung, Bearbei-
tung und Anpassung den in den nachfolgenden Ab-
sätzen gestellten Anforderungen entsprechen.  
(2) Für Grabmale dürfen nur Natursteine, Holz, Eisen 
sowie Bronze verwendet werden. 
(3) Für Grabmale und bauliche Anlagen in besonderer 
Friedhofslage können über Absatz 1 hinausgehende 
Anforderungen gestellt werden. 
(4) Abmessungen für Denkmäler einschließlich Sockel 
ab Erdoberkante 

1. Reihengrabstätten und einstellige Wahlgräber 
1. Stehende Grabmale 
Breite:   40 - 60 cm   
Höhe:    50 - 80 cm  
Stärke:  10 - 15 cm  
2. Liegende Grabmale (Kissensteine) 
Breite:   40 - 50 cm   
Tiefe:    35 - 45 cm  
Stärke:   4  -15 cm; bei Stärken unter 6 cm ist ein 
Keilstein aus Naturstein zu verwenden  
3. Findlinge 
Inhalt: maximal 0,04 cbm  
4. Denkmäler als Stele aus Naturstein 
Höhe:       max. 100 cm   
Breite:      max. 35 cm   
Stärke:     min.  10 cm        
5. Denkmäler als Kreuze aus Holz oder Metall  
Höhe:      max. 100 cm   
Breite:     max.  40 cm   
Stärke Holz:     min. 5 cm        
Stärke Metall:   min. 2 cm  
6. Grabplatte 
Größe:    max. 40 % der Grabfläche 
Stärke:   4-5 cm  
Zum Grabmal können noch max. 2 Trittplatten aus 
dem gleichen Material in der Größe von 40 x 30/40 
cm gelegt werden (unpoliert). 

Bei den einheitlich gestalteten Gräbern des § 16 
Abs. 1 Nr. 4 sind nur Grabmale der vorgenannten 
Nummern 1. bis 5 zulässig. 

2. mehrstellige Wahlgrabstätten 
1. Stehende Grabmale 

Breite:   80 - 130 cm 
Höhe:    65 -   80 cm 
Stärke:  12 -   18 cm  

2. Liegende Grabmale (Kissensteine) 
Breite:   60 - 80 cm   
Tiefe:    50 - 60 cm  
Stärke:    4 -15 cm; bei Stärken unter 6 cm ist ein 
Keilstein aus Naturstein zu verwenden 

3. Findlinge 
Inhalt: maximal 0,20 cbm  
 

4. Denkmäler als Stele aus Naturstein 
Höhe: max. 120 cm; 
bei Doppelstelen mit einer Einzelstele über 35 cm 
Breite max. 100 cm 
 
Breite: max. 50 cm bei einer Einzelstele 
max. 45 cm je Stele bei Doppelstelen 
 
Außenmaß bei Doppelstelen: max. 70 cm 
Stärke: min. 10 cm   
     

5. Denkmäler als Kreuze aus Holz oder Metall  
Höhe:    max.     120 cm   
Breite:    max.      60 cm   
Stärke Holz:    min. 5 cm        
Stärke Metall:  min. 2 cm      

6. Grabplatte 
Größe:    max. 40 % der Grabfläche 
Stärke:    4 - 5 cm  
Zum Grabmal können noch max. 3 Trittplatten aus 
dem gleichen Material in der Größe von 40 x 30/40 
cm je Einzelplatz gelegt werden (unpoliert). 

3. Kindergrabstätten 
1. Stehende Grabmale 

 Breite:   35 - 50 cm   
 Höhe:    45 - 60 cm  
 Stärke:    8 - 12 cm  

2. Liegende Grabmale (Kissensteine) 
 Breite:   30 - 40 cm   
 Tiefe:    25 - 35 cm  
 Stärke:    4 -15 cm; bei Stärken unter 6 cm ist ein 
Keilstein aus Naturstein zu verwenden 

3. Findlinge 
 Inhalt: maximal 0,03 cbm  

4. Denkmäler als Stele aus Naturstein 
 Höhe:    max. 80 cm   
 Breite:   max. 30 cm   
 Stärke:  min.  10 cm        

5. Denkmäler als Kreuze aus Holz oder Metall  
 Höhe:     max. 80 cm   
 Breite:    max. 30 cm   
 Stärke Holz:    min. 5 cm        
 Stärke Metall:  min. 2 cm   



  
4. Urnengrabstätten 
1. Stehende Grabmale 

 Breite:   40 - 60 cm        
 Höhe:    40 - 50 cm  
 Stärke:  10 - 15 cm  

2. Liegende Grabmale (Kissensteine) 
 Breite:   40 - 50 cm   
 Tiefe:    35 - 45 cm  
Stärke:   4 -15 cm; bei Stärken unter 6 cm ist ein 
Keilstein aus Naturstein zu verwenden 

3. Findlinge 
 Inhalt: maximal 0,03 cbm  

4. Denkmäler als Stele aus Naturstein 
 Höhe:    max. 75 cm   
 Breite:   max. 25 cm   
 Stärke:  min.  10 cm        

5. Denkmäler als Kreuze aus Holz oder Metall  
 Höhe:     max. 75 cm   
 Breite:    max. 25 cm   
 Stärke Holz:    min. 5 cm        
 Stärke Metall:  min. 3 cm        

6. Grabplatte 
 Größe:    max. 100 x 100 cm 
 Stärke:    4 - 5 cm  

Bei den einheitlich gestalteten Gräbern des § 16 Abs. 
1 Nr. 4 sind nur Grabmale der vorgenannten Num-
mern 1. bis 5. zulässig. 
5. Rasengräber  
 Liegende Grabmale 
1. Reihen- und Urnengrab 

Tiefe:    35 - 45 cm   
Breite:   40 - 60 cm   
Stärke: 8–12 cm, bei Sandstein mind. 12 cm       

2. Wahlgrab 
 Tiefe:    max. 50 cm   
 Breite:   max. 80 cm   
 Stärke: 8–12 cm, bei Sandstein mind. 12 cm  

3. Sonderfelder Klausheide – Zusätzlicher Stein 
50 % der unter 1. angegebenen Tiefengröße 
sind zulässig. Dieser Zusatzstein muss bün-
dig hinter dem liegenden Grabstein zur um-
fassenden Hecke verlegt werden. 

6. Urnenwand Grabstätten 
Es dürfen nur die vorhandenen Platten verwendet 
werden. 
Schrift- und Motivfarbe: 
Hellgrau bis schwarz vertieft 
Schriftgröße: bis zu 5 cm 
Foto / Portrait 
Größe: 7 x 8 cm – 8 x 10 cm  
Farbe:  schwarz/weiß 
Fassung: Messing-, Bronze- oder Edelstahlrahmen 
- Sind rechts oder links oben auf der Urnenwandtafel  
  zu platzieren. 
- Bündig mit dem Trägermaterial abschließend. 
- Vom Antragsteller ist sicherzustellen und schriftlich   
   zu erklären, dass keine Wasser-/Feuchtigkeitsriefen  
   oder Algen-Moosauflagen entstehen können.  

Befestigungen für Grabschmuck, Vasen u. a. sind 
nicht erlaubt.  
(5) Beschaffenheit der Denkmäler und Platten 

1. Grabplatten, die mehr als 40 % der Grabstät-
te abdecken, sind nur auf Urnengräbern zu-
lässig. 

2. Es dürfen nur Natursteine verwendet wer-
den. Bei den Urnenwandgrabstätten dürfen 
nur die von der Friedhofsverwaltung zur Ver-
fügung gestellten Platten verwendet werden.   

3. Der Sockel darf max. 5 cm höher als die 
Grabeinfassung sein. 

4. Die Steine sollen grundsätzlich handwerklich 
bearbeitet sein. Die Grabsteine dürfen poliert 
werden. 

5. Die Schrift ist erhaben oder vertieft zu gestal-
ten. Bleischrift und Bronzeschrift sind zuläs-
sig. Bei farbiger Behandlung ist die Farbe im 
Grundton des Steines zu nehmen. Bei den 
Grabsteinen auf dem Rasengrabfeld darf nur 
eine vertiefte Schrift sowie eine bündig ein-
gelassene Edelstahlschrift verwendet wer-
den. 

(6) Grabflächen 
1. Die gesamte Rahmenbepflanzung des 

Friedhofs sowie der einzelnen unbelegten 
Grabfelder wird durch den Friedhofsträger 
vorgenommen sowie unterhalten. 

2. Die Bepflanzung und Unterhaltung der Grab-
flächen obliegt dem Nutzungsberechtigten. 
Die Grabstätten dürfen nur mit Pflanzen be-
pflanzt werden, die andere Grabstätten und 
die öffentlichen Anlagen und Wege nicht be-
einträchtigen.  

3. Grabeinfassungen bestehen nur aus Natur-
stein mit maximal 10 cm Breite und mindes-
tens 50 cm Baulänge. 

4. Kies und ähnliche Materialien sind als ganz-
flächige Grababdeckung nur erlaubt, sofern 
der Gasaustausch gewährleistet ist. Die 
Schichtdicke darf 8 cm nicht überschreiten. 

5. Ruhebänke oder sonstige Sitzgelegenheiten 
werden nur von der Stadt Nordhorn aufge-
stellt. 

 
§ 20 Abteilungen ohne Gestaltungsvorschriften 
In den Abteilungen ohne besondere Gestaltungsvor-
schriften unterliegen die Grabmale in ihrer Gestaltung, 
Bearbeitung, Material und Anpassung an die Umge-
bung lediglich den allgemeinen Anforderungen (§ 17). 
Die Gräber werden als einstellige Wahlgräber für 
Erdbestattung gem. § 15 vergeben. 
 
§ 21 Zustimmungserfordernis 
(1) Die Errichtung und jede Änderung von Grabmalen 
bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung. Die Zustimmung muss bereits 
vor Anfertigung oder Veränderung der Grabmale ein-
geholt werden. Die Anträge sind durch die Nutzungs-



berechtigten zu stellen. Das Nutzungsrecht ist nach-
zuweisen. 
(2) Den Anträgen sind 2-fach beizufügen: 
a. Der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seiten-

ansicht im Maßstab 1:10 unter Angabe des Ma-
terials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form 
und der Anordnung; Ausführungszeichnungen 
sind einzureichen, soweit es zum Verständnis er-
forderlich ist.  

b. Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und der 
Symbole im geeigneten Maßstab unter Angabe 
des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts in 
Deutsch, der Form und der Anordnung.  

c. Die Anbringung eines QR-Codes ist nur erlaubt, 
wenn der Antragsteller die Verantwortung für de-
ren Inhalt übernimmt und dieser der Friedhofs-
satzung entspricht. 

(3) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder 
die sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines Jah-
res nach der Zustimmung errichtet worden ist. 
(4) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, ohne vorhe-
rige Genehmigung aufgestellte Grabmale einen Monat 
nach Benachrichtigung der nutzungsberechtigten 
Person zu deren Lasten entfernen zu lassen. 
(5) Die Zustimmung ist zu versagen, wenn das allge-
meine sittliche Empfinden durch das Grabmal oder die 
Inschrift gestört wird. 
(6) Die Zustimmung zum Aufstellen eines Grabmales 
ist zu versagen, wenn die Gestaltungsvorschriften 
nicht eingehalten werden. 
(7) Provisorische Grabmale sind nur als naturlasierte 
Holztafeln oder –kreuze zulässig und dürfen nicht 
länger als 6 Monate nach der Beisetzung verwendet 
werden. 
 
§ 22 Anlieferung 
(1) Bei der Lieferung und Errichtung von Grabmalen 
und sonstigen baulichen Anlagen ist die Grabmalge-
nehmigung mitzuführen. 
(2) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anla-
gen sind so zu liefern, dass sie von der Friedhofsver-
waltung überprüft werden können. 
 
§ 23 Standsicherheit der Grabmale 
(1) Für die Planung, die Ausführung, die Abnahmeprü-
fung und die jährliche Prüfung der Grabanlagen gilt die 
„Technische Anleitung zur Standsicherheit von Grab-
malanlagen (TA-Grabmal)“ der Deutschen Naturstein 
Akademie e.V. in der jeweils neuesten Fassung. Die 
Grabmale sind zu fundamentieren und so zu befesti-
gen, dass sie dauerhaft standsicher sind und auch 
beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen 
oder sich senken können. Satz 1 gilt für sonstige bau-
liche Anlagen entsprechend. 
(2) Die Mindeststärke, die Art der Fundamentierung 
und der Befestigung, insbesondere die Größe und 
Stärke der Fundamente, bestimmt die Friedhofsver-
waltung gleichzeitig mit der Zustimmung nach § 21. 

Sie kann überprüfen, ob die vorgeschriebene Funda-
mentierung durchgeführt worden ist. 
 
§ 24 Unterhaltung und Haftung 
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anla-
gen sind von der nutzungsberechtigten Person dau-
ernd in verkehrssicherem Zustand zu halten. 
(2) Ist die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen 
baulichen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, ist die 
für die Unterhaltung nutzungsberechtigte Person ver-
pflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen.   
(3) Die Verwendung von Pflanzenschutz  und Un-
krautbekämpfungsmitteln bei der Grabpflege ist nicht 
gestattet. Nicht verrottbare Kunststoffe und sonstige 
nicht verrottbare Werkstoffe dürfen in sämtlichen Pro-
dukten der Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, 
Trauergebinden, Trauergestecken, in Grabschmuck 
und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenzucht-
behältern nicht verwendet werden. Ausgenommen 
sind Grableuchten, Grabvasen, Kunstblumen, Schlei-
fen und dergleichen unter der Voraussetzung, dass 
diese Gegenstände nicht in den Sammelbehältern der 
Friedhofsverwaltung entsorgt werden. Die Nutzungs-
berechtigten der Grabstelle müssen diese Gegenstän-
de selbst und auf eigene Kosten entsorgen. 
(4) Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwal-
tung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person 
Sicherungsmaßnahmen, z. B. Umlegen von Grabma-
len, Absperrung, treffen. Wird der ordnungswidrige 
Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofs-
verwaltung nicht innerhalb einer jeweils festzusetzen-
den angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofs-
verwaltung berechtigt, dies auf Kosten des Nutzungs-
berechtigten zu erledigen oder das Grabmal oder die 
sonstige Grabausstattung auf Kosten des Nutzungs-
berechtigten zu entfernen. Die Friedhofsverwaltung ist 
nicht verpflichtet, abgeräumte Teile von Gräbern auf-
zubewahren. Ist die nutzungsberechtigte Person un-
bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so 
genügen eine öffentliche Bekanntmachung und ein 
Hinweis auf der betreffenden Grabstätte. Die nut-
zungsberechtigte Person ist für jeden Schaden haft-
bar, der durch Umfallen von Grabmalen, sonstiger 
baulicher Anlagen oder durch Abstürzen von Teilen 
davon, verursacht wurde. 
(5) Grabschmuck ist von anonymen Grabstätten und 
Rasengräbern bis zum 1. April eines jeden Jahres zu 
entfernen. Die Stadt behält sich bei Nichteinhaltung 
vor, hierfür die entstehenden Kosten der nutzungsbe-
rechtigten Person in Rechnung zu stellen.  
 
§ 25 Entfernung 
(1) Grabmale und sonstige baulichen Anlagen dürfen 
vor Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechtes nur 
mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung von der Grabstätte entfernt werden. 
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrech-
tes sind die Grabmale, die sonstigen baulichen Anla-
gen und der sonstige Grabschmuck zu entfernen. Sind 



die Grabmale, die sonstigen baulichen Anlagen oder 
der sonstige Grabschmuck nicht innerhalb von 3 Mo-
naten nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungs-
rechts entfernt, fallen sie entschädigungslos in die 
Verfügungsgewalt der Stadt Nordhorn.  
(3) Künstlerisch und kulturgeschichtlich wertvolle 
Grabstätten, die als besondere Eigenart des Friedhofs 
gelten, werden in einem besonderen Verzeichnis 
geführt und dürfen ohne Einwilligung der Friedhofs-
verwaltung nicht entfernt oder abgeändert werden. 
Den Nutzungsberechtigten ist rechtzeitig das Erhal-
tungserfordernis oder die Unterschutzstellung durch 
die Friedhofsverwaltung anzuzeigen. 
 
§ 26 Vernachlässigung  
(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß herge-
richtet oder gepflegt, hat die nutzungsberechtigte 
Person auf schriftliche Aufforderung der Friedhofsver-
waltung die Grabstätte innerhalb einer jeweils festzu-
setzenden angemessenen Frist in Ordnung zu brin-
gen. Kommt der Nutzungsberechtigte seiner Verpflich-
tung nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung das 
Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen, soweit 
sie den Nutzungsberechtigten schriftlich unter  Frist-
setzung hierauf hingewiesen hat. In dem Entzie-
hungsbescheid wird der Nutzungsberechtigte aufge-
fordert,  das Grabmal und die sonstigen baulichen 
Anlagen innerhalb von drei Monaten seit Unanfecht-
barkeit des Entziehungsbescheides zu entfernen. Wird 
die Aufforderung nicht befolgt, kann die Grabstätte von 
der Friedhofsverwaltung auf Kosten der nutzungsbe-
rechtigten Person mitsamt Grabmal und sonstigen 
baulichen Anlagen abgeräumt, eingeebnet und einge-
sät werden. 
(2) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt 
oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt eine 
öffentliche Bekanntmachung und ein 6-wöchiger Hin-
weis auf der Grabstätte.  
(3) Bei Wahlgrabstätten kann die Friedhofsverwaltung 
bei Vernachlässigung der Grabstelle nach Ablauf der 
Ruhezeit das Nutzungsrecht ohne Entschädigung 
entziehen. 
 

VII Leichenhalle und Trauerfeiern 
 
§ 27 Benutzung der Leichenhalle 
(1) Die Leichenhalle (auch Aufbewahrungshalle ge-
nannt) dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestat-
tung. Sie darf nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwal-
tung betreten werden. 
(2) Sofern keine gesundheitsamtlichen oder sonstigen 
Bedenken bestehen, können die Angehörigen die 
Verstorbenen während der festgesetzten Zeiten se-
hen. Die Särge sind vor Beginn der Trauerfeier oder 
der Beisetzung endgültig zu verschließen. 
(3) Trauergebinde, Kränze und Blumen für die Bestat-
tung sind während der Dienststunden in den dafür 
bestimmten Räumen abzugeben. Sie müssen mit 
einem Namensschild des Verstorbenen versehen sein. 

Die Ablage in die Leichenzellen wird durch das Fried-
hofspersonal besorgt. 
 
§ 28 Trauerfeiern 
(1) Die Friedhofskapelle steht für Trauerfeiern zur 
Verfügung. Sie soll für jede Trauerfeier nicht länger als 
1 Stunde in Anspruch genommen werden. 
(2) Die Aufbahrung Verstorbener in der Kapelle oder 
Verabschiedungsraum kann untersagt werden, wenn 
der Verstorbene an einer meldepflichtigen, übertrag-
baren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen 
des Zustands der Leiche bestehen. 
(3) Musik  und Gesangsdarbietungen auf den Friedhö-
fen und in den Feierräumen haben in würdigem Rah-
men zu erfolgen; sie bedürfen der Erlaubnis der Fried-
hofsverwaltung.  
 

VIII Schlussvorschriften 
 
§ 29 Anordnung im Einzelfall 
Die Stadt kann in Erfüllung der nach dieser Satzung 
bestehenden Verpflichtungen eine Anordnung im 
Einzelfall erlassen. 
 
§ 30 Verarbeitung personenbezogener Daten 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 
Friedhofsverwaltung ist zur Aufgabenerfüllung zuläs-
sig.  
 
§ 31 Haftung 
(1) Die Stadt Nordhorn haftet nicht für Schäden, die 
durch nicht satzungsgemäße Benutzung der Friedhö-
fe, ihrer Anlagen und ihrer Einrichtung, durch dritte 
Personen, Tiere oder durch höhere Gewalt entstehen.  
(2) Im Übrigen haftet die Stadt Nordhorn nur bei Vor-
satz und grober Fahrlässigkeit. Von dieser Haftungs-
beschränkung ausgenommen sind alle Schäden aus 
der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit. 
 
§ 32 Alte Rechte 
(1) Für Grabstätten, über welche die Friedhofsverwal-
tung bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits verfügt 
hatte, insbesondere für Nutzungszeiten, gelten weiter-
hin die Bestimmungen der bisherigen Vorschriften. 
(2) Im Übrigen gilt diese Satzung. 
 
§ 33 Gebühren 
Für die Benutzung der von der Stadt Nordhorn verwal-
teten Friedhöfe und ihrer Einrichtungen sind die Ge-
bühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebüh-
rensatzung zu entrichten. 
 
§ 34 Adressenänderung 
Der Nutzungsberechtigte soll der Friedhofsverwaltung 
eine Anschriftenänderung mitteilen. 
 
§ 35 Ordnungswidrigkeiten 



(1) Ordnungswidrig nach § 10 Abs. 5 NKomVG han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
1. § 6 Abs. 1 und 3 sich nicht der Würde des Fried-

hofs entsprechend verhält oder Anordnungen 
des Friedhofspersonals nicht befolgt, 

2. § 6 Abs. 4 Gedenkfeiern und andere Veranstal-
tungen (nicht die üblichen Trauergottesdienste 
bei Beerdigungen) ohne Zustimmung der Stadt 
durchführt, 

3. § 7 die dortigen Vorschriften nicht beachtet, 
4. § 9 Särge und Urnen verwendet, die nicht den 

darin angegebenen Vorschriften entsprechen, 
5. §§ 14 Abs. 3 und 15 Abs. 5 die Grabstätten nicht 

ordnungsgemäß unterhält, 
6. §§ 17 die Mindestherrichtungszeit sowie 19 die 

Gestaltungsgrundsätze für Grabstätten und 
Grabmale nicht beachtet, 

7. § 21 Grabmale und bauliche Anlagen ohne Er-
laubnis errichtet oder verändert, 

8. § 22 die Grabmalgenehmigung nicht mitführt und 
die Anlieferung nicht von der Friedhofsverwal-
tung überprüfen lässt, 

9. § 23 die Grabmale nicht fachgerecht fundamen-
tiert und befestigt, 

10. § 24 Gegenstände aus Kunststoff oder solche, 
die Kunststoff enthalten, verwendet, 

11. § 24 Abs. 5 Grabschmuck nicht für den vorgege-
benen Zeitraum entfernt, 

12. § 25 Abs. 1 und 3 Grabmale und sonstige bauli-
chen Anlagen ohne vorherige schriftliche Zu-
stimmung entfernt, 
 

13. § 25 Abs. 2 Grabmale und sonstige bauliche 
Anlagen nicht rechtzeitig entfernt, 

14. § 26 Grabmale und sonstige bauliche Anlagen 
vernachlässigt.  

(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße 
bis zu 2.500,00 € geahndet werden. 
 
§ 36 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. Gleichzei-
tig treten die Friedhofssatzung vom 19.05.2011 und 
dieser neuen Satzung entgegenstehende ortsrechtli-
che Regelungen außer Kraft. 
 
Nordhorn, 30.11.2017 
 
gez. Berling 
Bürgermeister
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